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zwischen 

(1) Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen, Wilhelmstraße 97, 10117 Berlin; 

-"Bund"-

(2) Land Hessen, 
vertreten durch das Finanzministerium des Landes Hessen, Friedrich-Ebert-Allee 8, 
65185 Wiesbaden; 

-"Hessen"-

(3) Land Mecldenburg-Vorpommern, 
vertreten durch das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommem, Schlossstraße 6-8,19053 Schwerin; 

-"MV"-

(4) Land Nordrbein-Westfalen, 
vertreten durch das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen, Jägerhofstra­
ße 6, 40479 Düsseldorf; 

- "NRW"-

(5) Land Schleswig-Holstein, 
vertreten durch das Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein, Düstembrooker 
Weg 64, 24105 Kiel; 

( 6) Deutscher Städtetag, 
Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin; 

(7) Deutscher Landkreistag e.V., 

- "SH"-

Lennestraße 11, 10785 Berlin, (eingetragen im Vereinsregister des Amts-gerichts Char­
lottenburg unter VR 24939 Nz; 

- "DLT'-

(8) Deutscher Städte- und Gemeindebund e.V., 
Marlenstraße 6, 12207 Berlin, eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Charlot­
tenburg unter VR 17992 B; 

-"DSTGB"-

-Bund, Hessen, MV, NRW, SH, DST, DLT und DSTGB zusammen auch 
"Parteien" und einzeln auch "Partei"-
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Präambel 
(A) Die Parteien sind Aktionäre der ÖPP Deutschland AG mit Sitz in Berlin, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter HRB 116514 B. Weiterer Aktio­
när der ÖPP Deutschland AG ist derzeit noch die ÖPP Deutschland Beteiligungsgesell­
schaft mbH mit Sitz in Berlin ("BTG"). Die Hauptversammlung der ÖPP Deutschland 
AG hat am 17. März 2016 beschlossen, die Gesellschaft in eine Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung umzuwandeln und ferner den Vorstand der Gesellschaft bzw. die 
Geschäftsführung der formgewechselten Gesellschaft (nachfolgend "Gesellschaft" o­
der "PD") ermächtigt und angewiesen, die von der BTG gehaltenen Geschäftsanteile zu 
erwerben. Die Firma der PD soll nach der Umwandlung PD - Berater der öffentlichen 
Hand GmbH lauten. 

(B) Nach dem Formwechsel und dem vorgenannten Anteilserwerb werden die Parteien 
Gesellschafter der Gesellschaft sein. 

(C) Die Gesellschaft berät die öffentliche Hand und ausländische Staaten in allen Phasen 
des Beschaffungsprozesses. Hierbei soll die Gesellschaft ihre Arbeit als Beratungsunter­
nehmen für die öffentliche Hand künftig als In-house-fähige Gesellschaft anbieten kön­
nen. Hierzu muss sie den Umfang ihrer Tätigkeit für Auftraggeber außerhalb des Gesell­
schafterkreises auf das gemäß § 108 GWB (in der jeweils gültigen Fassung) zulässige 
Maß begrenzen. 

(D) Zur Regelung ihrer Verhältnisse untereinander und um zu gewährleisten, dass die Ge­
sellschaft künftig von allen Gesellschaftern im Wege der "Inhouse"-Vergabe beauftragt 
werden kann, schließen die Gesellschafter die vorliegende Gesellschaftervereinbarung 
ab. 

(E) Es ist beabsichtigt, einen möglichst großen Kreis öffentlicher Auftraggeber, insbesonde­
re aus dem kommunalen Bereich als mögliche Auftraggeber zu erreichen. Hierzu ist be­
absichtigt, dass der Bund Geschäftsanteile aus seinem Besitz an weitere öffentliche Auf­
traggeber i.S.d. § 99 GWB (in der jeweils gültigen Fassung) ("Öffentliche Auftragge­
ber") bzw. an Vereine, deren Mitglieder ausschließlich Öffentliche Auftraggeber sind, 
veräußert. Dabei ist es essentiell, dass alle künftigen Gesellschafter der Gesellschaft die­
ser Gesellschaftervereinbarung beitreten. 

1 Anwendungsbereich 

Diese Gesellschaftervereinbarung gilt für sämtliche Geschäftsanteile, die die Parteien 
gegenwärtig oder künftig an der Gesellschaft halten. 

2 Unternehmensziele und -gegenstand 

2.1.1 Satzungsgemäßer Gegenstand des Unternehmens ist die Investitions- und Moderni­
sierungsberatung der Öffentlichen Hand, ausländischer Staaten und internationaler 
Organisationen sowie alle damit zusammenhängenden Geschäfte und Dienstleistun-
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gen, um die staatlichen Investitions- und Modernisierungsziele möglichst wirtschaft­
lich zu erreichen. 

2.1.2 Die Gesellschaft soll ausdrücklich für eine ergebnisoffene Prüfung unabhängig vom 
gewählten Beschaffungs- bzw. Realisierungsansatz stehen, die ausschließlich im wirt­
schaftlichen Interesse des öffentlichen Auftraggebers erfolgt. Bestehende Angebote 
sollen dabei ergänzt, abe~; nicht verdrängt werden. 

2.1.3 Ein besonderer Schwerpunkt soll dabei ein flächendeckendes variantenneutrales Be­
ratungsangebot zu allen Beschaffungsvarianten auch gerade für Kommunen über den 
kompletten Projektzyklus von öffentlichen Investitionsvorhaben sein. Die Gesellschaft 
erweitert damit ihr Beratungsspektrum um den großen Anteil der öffentlichen Investi­
tionsvorhaben, die konventionell realisiert werden. Dabei nimmt die Durchführung 
von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Variantenvergleichen, Eignungstests und 
Machbarkeitsuntersuchungen und der strategischen und organisatorischen Beratung 
für Investitionsvorhaben aller Art eine besondere Bedeutung ein.Neben der Beratung 
soll auch die unmittelbare Schulung von kommunalen Anwendern weiter ausgebaut 
werden mit dem Ziel, dass die~e eigenständig die elforderliehen Verfahrensschritte 
durchführen bzw. ggf. erforderliche weitere externe Planmigs- und Beratungsleistun­
gen beschaffen können. In Zusammenarbeit mit ausgewählten technischen Rahmeu­
vertragspartnern soll die Gesellschaft darüber hinaus flächendeckend in Deutschland 
Projektplaner, Projektmanager und Projektsteuerer anbieten, die die Wirtschaftlich­
keit von Projektansätzen und Beschaffungsalternativen mittels fortzuentwickelnder 
Rechenmodelle für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen umfassend vergleichen und 
beurteilen können. 

2.1.4 Im Bereich Bau und Infrastruktur soll die vorhandene Kompetenz in der wirtschaft­
lich effizienten Strukturierung und Steuerung von Hochbau-Großprojekten und ver­
gleichbaren komplexen Infrastrukturbeschaffungen auf allen staatlichen Ebenen aus­
gebaut und um Kompetenzen bei der Begleitung von kommunalen (ggf. kleineren) 
Projekten erweitert werden. Die Beratung soll dabei alle Realisierungsvarianten um­
fassen und den Lebenszyklus von Investitionen in den Fokus nehmen. Dazu zählen 
auch Projekte von anspruchsvollen Verwaltungs- und Kulturbauten, im Gesundheits­
wesen und im Forschungs- und Bildungsbereich, namentlich Investitionen im Univer­
sitäts- und Krankenhausbau und im Bereich der medizintechnischen Ausstattung. 
Dabei wird auch eine möglichst weitgehende Kooperation mit den Infrastruktur- und 
ÖPP-Kompetenzzentren (im Bund-Länder-Netzwerk) und den Förderbanken (auch 
im Sinne eines föderalen Subsidiaritätsprinzips) angestrebt. Die Gesellschaft soll wei­
terhin die Funktion als.ÖPP-Kompetenzzentrum behalten. Die Gesellschafter werden 
ihren Einfluss auf die Gesellschaft dahingehend ausüben, dass die Gesellschaft auf 
entsprechenden Wunsch eines Landes eine Kooperation über die Beratung von Kom­
munen zu Infrastrukturprojekten mit diesem vereinbart. Eine solche Kooperation ist 
zwischen der Gesellschaft und dem jeweiligen Land individuell zu vereinbaren. Ein 
weiterer besonderer Aufgabenschwerpunkt der Gesellschaft ist zudem der weitere 
Ausbau des Bereichs IT/Dienstleistungen zu einem Strategie- und Organisationsbera­
ter für die gesamte öffentliche Verwaltung auch im internationalen Raum bei an­
spruchsvollen Veränderungsprojekten in den Bereichen Strategie und Organisation. 
Ausgehend von einer vorgelagerten Strategieberatung umfasst dies sowohl die Kon­
zeption und Umsetzung von Organisationsmodellen als auch strategische Sourcing­
Konzeptionen. Das Angebot des Bereichs IT /Dienstleistungen wird künftig das ge­
samte Spektrum der Strategie- und Organisationsberatung abdecken, die exklusiv und 
interdisziplinär und mit aufgabenkritischen und organisatorischen Fragestellungen zu 
Modernisierungsansätzen der Verwaltung erbracht wird. 
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2.1.5 Die Notwendigkeit einer strategischen Verwaltungsmodernisierung trifft sowohl den 
Bund als auch Länder und Kommunen, insbesondere auch aufgrundder immer stär­
keren Fokussieiung auf Kernaufgaben sowie der absehbaren Schwierigkeit, junge Ta­
lente für die Verwaltung zu gewinnen und der deshalb erforderlichen steigenden In­
anspruchnahme von Marktangeboten.Strategie- und Organisationsberatung adres­
siert vor allem Effizienzsteigerungen, Verwaltungsmodernisierung, aufgabenkritische 
Projektansätze und die am Markt orientierte Erbringung.von Querschnittfunktionen 
oder Unterstützungsleistungen. Hierbei sind Kooperationen eine wichtige Hand­
lungsaltemative, um die Effizienz der Aufgabenerfüllung zu steigern und einer zu­
nehmenden Aufgabenfülle gerecht werden zu können. 

3 Corporate Governance der Gesellschaft 

3.1 Gesellschq/terg..uppen 

3.1.1 Um sicherzustellen, dass alle Gesellschafter in den Organen der Gesellschaft 
vertreten sind, werden die Gesellschafter in Gesellschaftergruppen zusam­
mengefasst. 

Bis auf weiteres werden die folgenden Gesellschaftergruppen gebildet: 

Gruppe 1: Bundesrepublik Deutschland; 

Gruppe 2: Länder; 

Gruppe 3: Kommunen und Kommunalverbände und Vereinigungen, in de­
nen diese ihre Beteiligung an der Gesellschaft bündeln ("Kommunale Gesell­
schafter"); 

Gruppe 4: Stiftungen, Anstalten und Körperschaften des Öffentlichen Rechts 
und Vereinigungen, in denen diese ihre Beteiligung an der Gesellschaft bün­
deln ("Öffentlich-rechtliche Körperschaften"). 

Gruppe s: Sonstige Öffentliche Auftraggeber (insbesondere Unternehmen 
der öffentlichen Hand), ausländische Staaten und internationale Organisati­
onen, und Vereinigungen, in denen diese ihre Beteiligung an der Gesell­
schaft bündeln ("Sonstige Öffentliche Auftraggeber"). 

3.1.2 Gesellschafter, die einer Gesellschaftergruppe angehören, üben ihre Rechte 
zur Entsendung und Abberufung von Mitgliedern des Gesellschafterausschus­
ses und die Vorschlagsrechte nach Ziffer 3.6 durch [gemeinsame Erklärung 
oder Mehrheitsbeschluss innerhalb der Gesellschaftergruppe] aus. 

3·:l Gesellschqfterversammlung der Gesellschqft; Stimmrechtsbegrenzung 

3.2.1 Die Gesellschafter beschränken die Ausübung ihrer Stimmrechte in und au­
ßerhalb der Gesellschafterversammlung gemäß dieser Ziffer 3.2, um die In­
house-Fähigkeit der Gesellschaft für jeden (auch mittelbaren) Gesellschafter 
zu ermöglichen. 

Soweit durch Veränderungen des Gesellschafterkreises, gerichtliche Entschei-
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dungenoder gesetzgebensehe Veränderungen eine Anpassung der nachfol­
genden Stimmrechtsbeschränkungen erforderlich wird, um die Inhouse­
Fähigkeit der Gesellschaft für, jeden (auch mittelbaren) Gesellschafter zu er­
möglichen, verpflichten sich alle Parteien, die erforderlichen Änderungen die­
ser Vereinbarung vorzunehmen. 

3.2.2 Die Parteien als sämtliche Gesellschafter der Gesellschaft verpflichten sich 
abweichend von der Satzung der Gesellschaft, ihr Stimmrecht bei Beschlüssen 
der Gesellschafter in und außerhalb der Gesellschafterversammlung nur in 
folgendem Umfang auszuüben: 

a. Das Stimmrecht eines Gesellschafters, der mehr als 45% der Ge­
schäftsanteile an der Gesellschaft hält, wird auf 45 %'der auf alle Ge­
schäftsanteile entfallenden Stimmen begrenzt. 

b. Die nach einer Begrenzung gemäß Ziffer 3.2.2.a. verbleibenden 55% 
der Stimmen werden auf alle übrigen Gesellschafter im Verhältnis ih­
rer Geschäftsanteile zueinander pro rata verteilt. Spitzen werden abge­
rundet. 

c. Sollte das Stimmrecht eines Gesellschafters gemäß Ziffer 3.2.2.a. be­
grenzt sein und würde ein anderer Gesellschafter oder eine Gesell­
schaftergruppe gemäß Ziffer 3.1 dieser Gesellschafterversammlung 
nach Verteilung der verbleibenden Stimmen gemäß Ziffer 3.2.2.b. die 
gleiche oder eine höhere Anzahl an Stimmen als der begrenzte Gesell­
schafter erhalten, so erhöhen sich die Stimmen des in seinem Stimm­
recht begrenzten Gesellschafters, dass er ebenso viele Stimmen hat wie 
dieser andere Gesellschafter bzw. diese andere Gesellschaftergruppe. 
Sodann werden die Stimmen aller Gesellschafter pro rata so herabge­
setzt, dass die Gesamtzahl der Stimmen der Gesamtzahl der Stimmen 
nach der Satzung entspricht; Spitzen sind abzurunden. 

d. Eine Stimmrechtbegrenzung gemäß Ziffer 3.2.2.a erfolgt nicht, wenn 
zwei Gesellschaftern oder Gesellschaftergruppen jeweils mehr als 45%, 
aber weniger als so% der Geschäftsanteile gehören. 

e. Etwaige eigene Geschäftsanteile der Gesellschaft sind bei der Berech­
nung der Stimmrechte bzw. Geschäftsanteile für diese Ziffer 3.2.2. 
nicht zu berücksichtigen. 

f. Die Berechnung der Stimmrechte gemäß dieser Ziffer 3.2.2. erfolgt 
gemäß der Gesellschafterliste der Gesellschaft mit dem Stand von zwei 
Tagen vor Beginn der jeweiligen Beschlussfassung in oder außerhalb 
einer Gesellschafterversammlung. 

3.2.3 Die Stimmrechtsbegrenzung nach dieser Ziffer 3.2.2 giltnicht für Beschlüsse 
über die Auflösung und Ausschüttung von den zum 31.12.2016 im festgestell­
ten Jahresabschluss ausgewiesenen und durch Barmittel der Gesellschaft ge­
deckten Rücklagen. 

3.2-4 Die vorstehende Stimmrechtsbegrenzung dieser Ziffern 3.2.1 bis 3.2.3 endet 
am 31.12.2019. Die Parteien werden sich bemühen, eine neue Regelung zur 
Ausübung und/oder Begrenzung des Stimmrechts ab dem 01.01.2020 zu ver-
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einbaren, um die Inhouse-Fähigkeit der Gesellschaft für die (auch mittelba­
ren) Gesellschafter zu erhalten. 

3·3 Anspntch alifEinbert4fitng der Gesellschqfterversammlung 

Abweichend von § 17 Abs. 4 der Satzung ist einer Gesellschafterversammlung auch 
dann einzuberufen, wenn Gesellschafter, deren Anteile zwar nicht die Schwelle des § 
17 Abs. 4 der Satzung erreichen, aber die Mehrheit in mindestens zwei Gesellschafter­
gruppen gemäß Ziffer 3.1. bilden, die Einberufung verlangen. 

3·4 Gesellschqfterausschuss 

3.4.1 Die Gesellschafter beabsichtigen, ihre Mitwirkung bei den wesentlichen, die 
Gesellschaft betreffenden Fragen unbeschadet der satzungsmäßigen Zustän­
digkeiten von Gesellschafterversammlung, Aufsichtsrat und Geschäftsführung 
miteinander abzustimmen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. Hierzu verpflich­
ten sich die Gesellschafter, Beschlüsse der Gesellschafterversammlung und des 
Aufsichtsrates vorab nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in einem 
Gesellschafterausschuss vorzubereiten mit dem Ziel, über die Ablehnung oder 
Zustimmungen zu den Beschlüssen Einvernehmen zu erzielen. 

3.4.2 Die Gesellschafter errichten hierzu einen Gesellschafterausschuss. Um sicher­
zustellen, dass alle Gesellschafter in den Organen der Gesellschaft vertreten 
sind, ist jede Gesellschaftergruppe berechtigt, bis zu. zwei natürliche Personen 
als stimmberechtigte Mitglieder des Gesellschafterausschusses zu bestimmen, 
die nicht Mitglied der Geschäftsführung der Gesellschaft sein dürfen. Den Ge­
sellschaftern steht die Teilnahme an den Sitzungen des Gesellschafteraus­
schusses frei. 

343 Jedes Mitglied des Gesellschafterausschusses kann von dem entsendungsbe­
rechtigten Gesellschafter bzw. der entsendungsberechtigten Gesellschafter­
gruppe jederzeit abberufen und durch ein neues Mitglied ersetzt werden. Die 
Entsendung oder Abberufung eines Mitgliedes des Gesellschafterausschusses 
ist durch den betreffenden Gesellschafter bzw. die Gesellschaftegruppe allen 
anderen Gesellschaftern schriftlich bekannt zu geben. Stimmrechtsübertra­
gungen und Vollmachten für Sitzungsvertretungen bedürfen der Textform. 

3·4·4 Für den Fall der Verhinderung eines Mitgliedes des Gesellschafterausschusses 
kann der entsendungsberechtigte Gesellschafter bzw. die entsendungsberech­
tigte Gesellschaftergruppe einen Vertreter bestimmen, Ziffer 3.3.2 ist auf den 
Vertreter entsprechend anzuwenden. 

3·4·5 Die Gesellschafter sind sich einig, dass die Mitglieder des Gesellschafteraus­
schusses keine Vergütung und keinen Ersatz der Reisekosten durch die Gesell­
schaft erhalten. 

3-4.6 Der Gesellschafterausschuss tritt- soweit zeitlich möglich- spätestens eine 
Woche vor jeder Aufsichtsratssitzung und/ oder jeder Gesellschafterversamm-
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lung der Gesellschaft oder binnen acht Tagen auf schriftliches Verlangen unter 
Angabe des Einberufungsgrundes eines seiner Mitglieder am Sitz der Gesell­
schaft zusammen. Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses können auch 
im Wege der Videokonferenz oder Telefonkonferenz teilnehmen, sofern den 
Gesellschaftern die technischen Möglichkeiten hierzu zur Verfügung stehen. 

34·7 Jedes Mitglied des Gesellschafternussschusses hat eine Stimme im Gesell­
schafterausschuss. Der Gesellschafterausschuss ist beschlussfähig, wenn drei 
Viertel der Mitglieder vertreten sind. 

34.8 An den Sitzungen des Gesellschafterausschusses können die von den Gesell­
schaftern entsandten oder auf ihren Vorschlag gewählten Mitglieder des Auf­
sichtsrates und/oder von diesen bestimmte Vertreter teilnehmen, ohne dass 
ihnen ein Stimmrecht zusteht. 

3·5 GeschitJbdilhrung der Gesellseludt 

3.5.1 Es besteht unter den Gesellschaftern Einvernehmen, dass die bisher als Vor­
stände der ÖPP Deutschland AG bestellten Personen unter Beibehaltung ihrer 
Anstellungsverträge als Geschäftsführer bestellt werden sollen. 

3.5.2 Die Gesellschafter werden ihren Einfluss auf die Gesellschaft ausüben, um si­
cherzustellen, dass die Gesellschaft die Vorgaben für die Inhouse-Vergabe ge­
mäß § 108 Abs. 4 und 5 GWB (in der jeweils gültigen Fassung) einhält und die 
Geschäftsführung hierzu anzuweisen. 

3.6 Aqfsiehtsrat der Gesellschqft 

3.6.1 Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht aus neun Mitgliedern. Die Parteien 
sind sich einig, dass von den durch die Gesellschafterversammlung zu wählen­
den Aufsichtsratsmitgliedern 

a. ein (1) Mitglied aufVorschlag des beteiligungsführenden Ressorts des 
Bundes (solange der Bund die Mehrheit der Gesellschaftsanteile hält); 

b. ein (1) Mitglied aufVorschlag der Vertreter der Länder im Gesellschaf­
terausschuss als Vertreter der an der Gesellschaft beteiligten Länder; 

c. ein (1) Mitglied aufVorschlag der Vertreter der Kommunalen Gesell­
schafter im Gesellschafterausschuss als Vertreter der an der Gesell­
schaft unmittelbar oder mittelbar beteiligten Kommunalen Gesell­
schafter; 

d. ein (1) Mitglied aufVorschlag der Vertreter der Öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften im Gesellschafterausschuss als Vertreter der an der 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligten Öffentlich­
rechtlichen Körperschaften; 

e. ein (1) Mitglied aufVorschlag der Vertreter der Sonstigen Öffentlichen 
Auftraggeber im Gesellschafterausschuss als Vertreter der an der Ge-
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sellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligten sonstigen Öffentlichen 
Auftraggeber; 

und ein (1) Mitglied als Repräsentant der Wirtschaft durch die Gesellschafter­
versammlung mit einfacher Mehrheit zu wählen sind. 

Solange die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der Gesellschaftergrup­
pen 4 und 5 (Öffentlich-rechtliche Körperschaften bzw. Sonstige Öffentliche 
Auftraggeber) nichtjeweils mindestens s% am Stammkapital der Gesellschaft 
beträgt, werden die Gesellschafter dieser Gesellschaftergruppen abweichend 
von vorstehend (iv) und (v) gemeinsam durch ein (1) Aufsichtsratsmitglied 
vertreten, das auf gemeinsamen Vorschlag der Vertreter dieser Gesellschafter­
gruppen im Gesellschafterausschuss vorgeschlagen wird. Das freie Mandat soll 
nach Möglichkeit mit einem weiteren Repräsentanten der Wirtschaft besetzt 
werden. Die Gesellschafter sind sich einig, dass dieses weitere Mandat und das 
Mandat zu (i) sowie auch die Anzahl der Aufsichtsratsmandate verändert wer­
den sollen, wenn es für die interessengerechte Vertretung weiterer Gesell­
schaftergruppen erforderlich ist. Sofern die Beteiligung einer der in Ziffer 3.1.1 
bezeichneten Gesellschaftergruppen 2 bis 5 am Stammkapital der Gesellschaft 
(bei Herausrechnung der von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Anteile) 
über 20% steigt, steht der betreffenden Gruppe ein Vorschlagsrecht hinsiebt­
lieh eines weiteren Aufsichtsratsmitglieds zu. 

Die Gesellschafter werden die Zusammensetzung des Aufsichtsrat jeweils zwei 
Jahre nach der regulären (Neu-)Wahl des Aufsichtsrates überprüfen. 

3.6.2 Die Parteien werden ihr Stimmrecht in der Gesellschafterversammlung bei der 
Wahl der Aufsichtsratsmitglieder gemäß den nach Ziffer 3.6.1 gemachten Vor­
schlägen. ausüben. 

3.6.3 Ziffern 3.6.1 und 3.6.2 gelten auch für die Neuwahlen und erneute Bestellun­
gen von Aufsichtsratsmitgliedern. Die Gesellschafter bzw. Gesellschaftergrup-

. pen sind jeweils berechtigt, die Abberufung der von ilmen vorgeschlagenen 
Aufsichtsratsmitglieder zu verlangen, und die Parteien verpflichten sich, in 
diesem Fall in der Gesellschafterversammlung für die Abberufung zu stimmen. 

3.6.4 Die Parteien werden die Vorschläge für die Wahl zum Aufsichtsrat vorab im 
Gesellschafterausschuss beraten mit dem Ziel, Einvernehmen übergeeignete 
Kandidaten zu erzielen. Sofern es nicht zu einer Einigung kommt, bleibt es bei 
der vorgenannten Regelung für die Besetzung. 

3.6.5 Die Parteien sind sich einig, dass die jährliche Vergütung jedes Aufsichtsrats­
mitglieds EUR 3.600 nicht übersteigen soll. Die Parteien werden ihr Stimm­
recht in der Gesellschafterversammlung bei der Festsetzung der Vergütung 
entsprechend ausüben. 

3·7 Beirat 

Die Parteien sind sich einig, dass bei der Gesellschaft ein Unternehmensbeirat gern. 
§ 8 der Unternehmenssatzung eingerichtet werden soll. Der Unternehmensbeiratsoli 
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den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung in folgenden Bereichen beratend unter­
stützen: 

• Ermittlung und Evaluierung von weiteren Bereichen der qualitativen Verbesse­
rung der Bereitstellung öffentlicher Investitionen; 

• technische und wissenschaftliche Neuerungen; 

• neue Marktangebote von Leistungserbringern und deren Geeignetheit für die 
Verbesserung öffentlicher Investitionen. 

• Öffentlichkeitsarbeit zur wirtschaftlichen Umsetzung von öffentlichen Investiti­
ons- und Modernisierungsvorhaben unabhängig von der Beschaffungsvariante 

Aufsichtsrat und Geschäftsführung sind berechtigt, dem Beirat hierzu Fragen bzw. 
Themen vorzulegen. Der Beirat soll u.a. Mitglieder aus der Wirtschaft, der öffentli­
chen Verwaltung sowie der Wissenschaft umfassen. Nähere Festlegungen treffen Ge­
schäftsführung und Aufsichtsrat nach Maßgabe der Satzung. 

3.8 Einsichts- undAuskurtft;srechte 

Gesellschafter, die Vereinigungen von Öffentlichen Auftraggebern sind, sind berech­
tigt, Informationen, die sie in Ausübung ihrer gesetzlichen oder satzungsmäßigen Ein­
sichts- und Auskunftsrechte erlangen, an ihre Mitglieder weiterzugeben, soweit diese 
Auftraggeber der Gesellschaft sind und die Weitergabe zur Ausübung der Kontrolle 
des betreffenden Öffentlichen Auftraggebers i.S.d. § 99 GWB erforderlich ist. Infor­
mationen in Bezug aufkonkrete Aufträge dürfen ohne Zustimmung der Geschäftsfüh­
rung nur an den Öffentlichen Auftraggeber weitergegeben werden, der den betreffen­
den Auftrag erteilt hat. Die Ernpfauger der Information sind zur vertraulichen Be-
. handlung der Information zu verpflichten. 

4 Stimmrechtsvereinbarungen 

4.1 Anzeigenflicht .für Stimmrechtsvereinbarungen ggü. Gesellschq/t 

Die Parteien verpflichten sich, jegliche Vereinbarungen und sonstige Abstimmungen 
bezüglich der Ausübung ihrer Stimmrechte in der Gesellschaft, denen nicht alle Ge­
sellschafter angehören, unverzüglich der Gesellschaft anzuzeigen. 

4.2 Zulässigkeif von Stimmrechtsvereinbarungen 

4.2.1 Stimmrechtsvereinbarungen, die über eine Gesellschafterversammlung hin­
ausgehen, sind der Geschäftsführung anzuzeigen, damit diese prüfen kann, ob 
durch die Vereinbarung der Status der Gesellschaft als inhousefahige Gesell­
schaft für alle Gesellschafter gefährdet werden könnte. 

4.2.2 Die Gesellschafter verpflichten sich, Vereinbarungen oder Abstimmungen 
über die Ausübung von Stimmrechten unverzüglich aufVerlangen der Ge­
schäftsführung der Gesellschaft aufzuheben, es sei denn, dass durch die Ver-
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einbarung der Status als inhousefähige Gesellschaft für alle Gesellschafter 
nachweislich nicht gefährdet wird. 

5 Verfügungen über Geschäftsanteile der Gesell ... 
schaft; Beitritt neuer Gesellschafter 

5.1.1 Die Gesellschafter verpflichten sich, unabhängig von den satzungsmäßigen 
Verfiigungsbeschränkungen, Geschäftsanteile nicht an natürliche oder juristi­
sche Personen oder Personengruppen zu übertragen, die keine Öffentlichen 
Auftraggeber sind, oder ihre Geschäftsanteile mit Rechten solcher Personen zu 
belasten oder zugunsten solcher Personen in sonstiger Weise zu verfügen. 

5.1.2 Bei Veräußerung von Geschäftsanteilen ist sicherzuStellen, dass der Erwerber 
spätestens mit Wirkung zum Übergang der Geschäftsanteile dieser Gesell­
schaftervereinbarung formwirksam beigetreten ist. Entsprechendes gilt im 
Fall von Kapitalmaßnahmen der Gesellschaft oder der Veräußerung eigener 
Anteile durch die Gesellschaft. 

5.1.3 Für den Fall, dass der Bund gemäß den vorstehenden Vorschriften und§ 25 
der Satzung der Gesellschaft Geschäftsanteile an der Gesellschaft veräußert, 
erteilen die anderen Parteien bereits hiermit ihre Zustimmung zu der Verfü­
gung und dazu, dass der jeweilige Erwerber der Geschäftsanteile dieser Gesell­
schaftervereinbarung in der im Zeitpunkt des Erwerbs gültigen Fassung bei­
tritt. 

5.1.4 Ein in Übereinstimmung mit dieser Ziffer 5 beigetretener Erwerber gilt unein­
geschränkt als Partei und Gesellschafter im Sinne dieser Gesellschafterverein-' 
barung. 

6 Stellung als Öffentlicher Auftraggeber, Einziehung 

6.1 Anzeigepflicht 

Die Parteien sind sich einig, dass es für die Erbringung von Leistungen der Gesell­
schaft an ihre Gesellschafter nach den Grundsätzen der "Inhousevergabe" unabding­
bar ist, dass alle Gesellschafter der Gesellschaft Öffentliche Auftraggeber sind. Die Par­
teien verpflichten sich di!her, der Gesellschaft [und den übrigen Gesellschaftern] um­
gehend anzuzeigen, wennUmstände auftreten, die zum Verlust der Stellung des jewei­
ligen Gesellschafters als Öffentlicher Auftraggeber führen könnte, insbesondere Geset­
zesänderungen, Gerichtsurteil~ z.B. in Vergabesachen, (Teil-)Privatisierungen, form­
wechselnde Umwandlungen und vergleichbare Vorgänge. 

6.2 Einziehungsgründe 

6.2.1 Jeder Gesellschafter stimmt bereits jetzt der Einziehung seiner Geschäftsan­
teile zu für den Fall, dass er diese Gesellschaftervereinbarung kündigt. Er wird 
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in diesem Fall seine Zustimmung unverzüglich auf schriftliche Aufforderung 
durch die Geschäftsführung oder einen Mitgesellschafter gegenüber der Ge­
sellschaft schriftlich erklären. 

6.2.2 Die Parteien sind sich einig, dass die folgenden Fälle einen wichtigen Grund 
für einen Ausschluss aus der Gesellschaft und die Einziehung der Geschäftsan­
teile darstellen: 

a. Wiederholte oder nachhaltige Verletzung der Vertraulichkeit von In­
formationen nach § 395 AktG [trotz Abmahnung], wobei die Informa­
tionsweitergabe nach Ziffer o keine Pilichtverletzung darstellt; 

b. Grober Mißbrauch der Gesellschafterstellung, insbesondere in Bezug 
auf die Verletzung der Vertraulichkeit der Beratung Dritter; 

c. Vorsätzliche öffentliche Herabsetzung der Gesellschaft, ihrer Organe 
und deren Mitglieder sowie ihrer Tätigkeit. 

6-3 Ordentliche Kündigung durch Grindungsgeselblchqfter 

6.3.1 Die Gesellschafter, die bereits bei Wirksamwerden der formwechselnden Um­
wandlung der Gesellschaft Aktionäre der ÖPP Deutschland AG waren, mit 
Ausnahme des Bundes, haben das Recht, den Austritt aus der Gesellschaft zu 
erklären und die Einziehung ihrer bei Umwandlung der Gesellschaft gehalte­
nen Geschäftsanteile zu verlangen. 

6.3.2 Das Verlangen nach Ziffer 6.3.1 ist schriftlich gegenüber der Geschäftsführung 
der Gesellscliaft zu erklären. Die Gesellschafter werden dafür sorgen, dass das 
Schreiben allen Gesellschaftern in Kopie übermittelt wird. Die Einziehung der 
Geschäftsantelle ist spätestens in der nächsten auf den Eingang des Einzie­
hungsverlangens bei der Geschäftsführung folgenden ordentlichen Gesell­
schafterversammlung der Gesellschaft zu beschließen, sofern dies unter Be­
achtung der Einberufungsfristen möglich ist, sonst in der nächstfolgenden Ge­
sellschafterversammlung. 

7 Inkrafttreten; Vertragslaufzeit 

7.1.1 Diese Gesellschaftervereinbarung tritt in Kraft mit Ausscheiden der ÖPP 
Deutschland Beteiligungsgesellschaft mbH aus der (formgewechselten) Gesell­
schaft. Die Parteien werden sich bei der Bestellung des ersten Aufsichtsrats 
der formgewechselten Gesellschaftjedoch bereits so stellen, als ob diese Ver­
einbarung bereits mit Unterzeichnung in Kraft getreten wäre. 

7.1.2 Diese Gesellschaftervereinbarung endet am 31. Dezember 2021. Während die­
ser Zeit ist eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen. Die Laufzeit der Ge­
sellschaftervereinbarung verlängert sich nach dieser Zeit automatisch um je­
weils weitere fünf (5) Jahre, wenn die Gesellschaftervereinbarung nicht mit 
einer Kündigungsfrist von einem (1) Jahr zum Laufzeitende gekündigt wird. 
Im Fall der Kündigung scheidet der kündigende Gesellschafter aus der Gesell-
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schaftervereinbarung aus und die Vereinbarung wird durch die nicht kündi­
genden Gesellschafter fortgesetzt. 

7.1.3 Jede Partei scheidet aus dieser Gesellschaftervereinbarung aus, wenn sie keine 
Geschäftsanteile an der Gesellschaft mehr hält. Dies gilt nicht für die Bestim­
mungen der Ziffer 9.5, die auch nach Beendigung der Gesellschaftervereinba­
rung weitergilt. 

8 Mitteilungen 

Alle rechtsgeschäftliehen Erklärungen und Mitteilungen ("Mitteilungen 1 im Zu­
sammenhang mit dieser Gesellschaftervereinbarung bedürfen der Schriftform, soweit 
nicht notarielle Beurkundung oder eine andere Form durch zwingendes Recht oder 
diese Vereinbarung vorgeschrieben ist. Der Schriftform genügt eine Übermittlungper 
Telefax oder ein Briefwechsel, nicht aber eine sonstige telekommunikative Übermitt­
lung. Die elektronische Form (z.B. E-Mail) ersetzt die Schriftform nicht. 

Sie sind an die jeweiligEm gesetzlichen Vertreter der Gesellschafter zu richten, nach­
richtlich auch an die Vertreter der Gesellschaftergruppen nach Ziffer 3-4.3, soweit die­
se bestellt sind. Mitteilungen an die Gesellschaft selbst sind an die Geschäftsführung 
zurichten. 

9 Verschiedenes; Schlussbestimmungen 

9.1 Kosten 

Die Kosten, die den Parteien im Zusammenhang mit dem Abschluss dieser Gesell­
schaftervereinbarung entstanden sind und entstehen, trägt jede Partei selbst. 

Änderungen und Ergänzungen dieser Gesellschaftervereinbarung bedürfen der 
Schriftform, soweit kein weitergehendes Formerfordernis besteht. Das gilt auch für 
die Änderung dieser Klausel. 

9·3 Keine Gesellschqft 

Diese Gesellschaftervereinbarung begründet keine Gesellschaft mit Außenwirkung im 
Rechtsverkehr. 

9·4 Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam 
sein oder werden, wird dadurch die Gültigkeit der Vereinbarung im Übrigen nicht be­
rührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt eine Regelung, die dem Zweck die­
ser Vereinbarung und dem Willen der Parteien bei Abschluss dieser Gesellschafter­
vereinbarung am ehesten entspricht. Entsprechendes gilt im Fall von ungewollten Re­
gelungslücken. 
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9·5 Schiedsverfahren 

Diese Vereinbarung unterliegt deutschem Recht. Über alle Streitigkeiten, die aus die­
ser Vereinbarung oder im Zusammenhang mit dieser zwischen den Parteien entste­
hen, entscheidet unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsgericht 
nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbar­
keit e.V. (DIS). Soweit das Schiedsgericht auf die Mitwirkung staatlicher Gerichte an­
gewiesen ist, ist das Landgericht Berlin zuständig. Der Ort des schiedsrichterlichen 
Verfahrens ist Berlin. DieAnzahl der Schiedsrichter beträgt drei. Die Sprache des 
schiedsrichterlichen Verfahrens ist deutsch. 

[Unterschriftenseitenfolgen.] 
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Bundesrepublik Deutschland 

JSe>.l!.". '.".__ I J- ( 0- 1&; 
Ort, Datum 

LandHessen 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Mecklenburg-Vorpommern, 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Nor~hein-Westfalen 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Schleswig-Holstein 

Ort, Datum 
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Bondesrepublik Deutschland 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

LandHessen 

W.'rJh•~ I '1.,.1 "- u 
Ort, na Hessisches Ministerium 

der Finanzen 
ElmarDamm 

- Frledrlch-Ebelt·AIIea 8 
-----t~~~----------- ~1~~ 
Name: 
Funktion: 

Land Mecklenburg-Vorpommern, 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Nordrhein-Westfalen 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Schleswig-Holstein 

Ort, Datum 
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Bundesrepublik Deutschland 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

LandHessen 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Meeklenburg-Vorpommern. 

s~\,.,\~ -' D4.~o. z.o1h 
Ort, Datum 

Land Nordrhein-Westfalen 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Schleswig-Holstein 

Ort, Datum 
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Bundesrepublik Deutschland 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

LandHessen 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Mecldenburg-Vorpommern, 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Land Nordrhein-Westfalen 

illüsseeJorf 1 ZO .09 .20A6 
Ort, Datum 

Name: e~(V\e.. U~nbe-\ncü..te\A... 
Funktion: 1-?efeJa...h~-kriiA 1~ A-3 

Land Schleswig-Holstein 

Ort, Datum 
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Gesellschaftervereinbarung PD 



f- .. §_§ ~[' - ___ ,. .. '"*'"* 
~i·: /'\';-6~· 
' ·: :; .. ·:., rtlesellschaftervereinbarung PD 

. :. ·~---·-·=; 

Gesellschaftervereinbarung PD 
!:: •· 1. September 2016 
::.• · Unterschriftsfassung 

Name: Mccu ~ U.e:\\/l.o<b{ 
Funktion: ~ · ~. · , : f,.c-:; . • 

4 \lA.frVI~\A...l\.l.\.!Ot<rH'-'<- , , , 

de~ fuucli2o J~kvlP~-lttes1::i\4...--

Deutscher Städtetag 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Deutscher Landkreistag e.V. 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Deutscher Städte- und Gemeindebund e.V. 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 
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Verena Göppert 

Stä~dige Stellvertreterirr des Hauptgeschäftsführers 

Name: 

Fn~ ~-n"i 
Deutsche1• Städtetag \\ ~~ . . 

{lJilftln . d.';J. 0 g_ d_O;f ~ 
Ort.Datum· ' 

Name: 
Punktion: 

Deutscher Landkreistag e.V. 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Deutscher Städte- und Gemeindebund e.V. 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 
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Name: 
Funktion: 

Deutscher Städtetag 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Deutscher Landkreistag e.V. 

~ ~!jt;U/; 
Ort, Datum 

Deutscher Städte- und Gemeindebund e.V. 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 
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Name: 
Funktion: 

Deutscher Städtetag 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Deutscher Landkreistag e.V. 

Ort, Datum 

Name: 
Funktion: 

Deutscher Städte- und Gemeindebund e.V. 

·~ / 21. '· ~()'16 • 
Ort, Datum 

Gesellschaftervereinbarung PD 

16/16 




